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Vorwort


Als ich vor etwas mehr als zwölf Jahren mit dem Infoportal und einem ersten Buch als einer von damals noch nicht so zahlreichen Kritikern der neoliberalen Form von Globalisierung antrat, konnte ich aus meiner reichhaltigen beruflichen Erfahrung schöpfen. Aus der Arbeit in einer Leitungsfunktion des Bundeswirtschaftsministeriums, in der Brüsseler EU-Kommission, im Vorstand einer grossen öffentlichen Bank in der Londoner City und der Zusammenarbeit mit vielen internationalen Organisationen mangelte es mir nicht an praktischen Einblicken in das neoliberale Räderwerk. Allerdings war meine Basis an harten statistischen Daten, die zu einer seriösen Bewertung unverzichtbar sind, noch klein. Seitdem sind solche Daten in meine heute ca. 8.700 grafischen Darstellungen eingeflossen, die nicht nur ein zusätzliches Gerüst abgeben sollen, sondern auch für eine bessere Verständlichkeit der komplexen Zusammenhänge bestimmt sind.


Gleichzeitig haben über die vielen Jahren meiner eigenen Arbeit die Problembereiche unserer Gesellschaft zugenommen, wie z.B. die Weltkreditkrise, die Brüche in der Eurozone, die oft unfaire chinesische Konkurrenz, Migration in Millionenstärke, in Deutschland eine sich immer weiter ausbreitende Ungleichheit von Einkommen und Vermögen. Auch wurde immer mehr der nationalen politischen Verantwortung in ziemlich anonyme Organisationen fern der betroffenen Bürger abgeschoben. Damit wurden die Wählerstimmen für nationale Parlamente stark entwertet und wurde gleichzeitig die konkrete Verantwortung für unser aller Schicksal vernebelt. Die Politik in Deutschland machte sich unter dem Vorwand, nur auf Sachzwänge der Globalisierung zu reagieren, parteiübergreifend daran, die einst so erfolgreiche Soziale Marktwirtschaft abzubauen. Absichtsvoll aufgerissene Grenzen haben zu immer mehr Dumpingkonkurrenz durch unsozial hergestellte Waren, einwandernde Billigarbeitskräfte und zuletzt der Zuwanderung von „Wirtschaftsflüchtlingen” geführt.


Sehr viele Bürger reagieren auf den Einfluß- und Identitätsverlust mit einem frustrierten Rückzug in ihr Privatleben, bleiben den Wahlurnen fern, leiden still vor sich hin und lassen sich oft einreden, dass sie nur selbst an ihrem Schicksal schuld seien. Alle ihre Nachbarn dagegen - so die Message der Medien - lebten gut und gerne in Merkels „Wohlfühlland”, in dessen Regierung sie nie Fehler gemacht haben will und das nun in die Verlängerungsrunde von dann schon 16 Merkeljahren geht.


Überhaupt hat die Macht der Medien immer mehr zugenommen. Selbst das Internet wird heute von den Medienkonzernen und ihren Online-Produkten beherrscht. Wichtige alternative Information vermengt sich dort schwer trennbar mit Fake und vielen Verschwörungstheorien. Dabei sind diese Medienkonzerne längst nicht mehr die kritischen Begleiter der Regierungspolitik, die sie mal waren. Der Druck der Werbung hat sie mit wenigen Nuancen alle gleichgeschaltet. Ein Leser der Rundbriefe schickte mir dazu ein Zitat von Mark Twain: „Es ist leichter die Menschen zu täuschen, als davon zu überzeugen, dass sie getäuscht worden sind”.


Nach vielen Büchern habe ich mich daher entschlossen, noch eines mit aktuellem Material hinzuzufügen. Provoziert hat mich Merkels grob irreführender Wahlslogan: „Für ein Deutschland, in dem wir gut und gerne leben”. Denn leider kann nur das oberstes Zehntel unserer Gesellschaft wirklich gut leben, während weitere 40 % einigermassen gut leben und die untere Hälfte eher weniger gut lebt. Das zeigt sich auch in vielen Beobachtungen jenseits der reinen Wirtschaftsdaten. Die AOK hat gerade gemeldet, dass die Zahl der sogenannten Fehlzeiten, an denen Arbeitnehmer wegen psychischer Erkrankungen nicht zur Arbeit gehen können, von Jahr zu Jahr immer weiter und schon um fast 80 % über die letzten 10 Jahre zugenommen hat.


Der Titel des Buches „Land unter” will eine Situation beschreiben, in der uns zu viele Dinge durcheinander und gleichzeitig stark überfordern und in der unser Land und unsere Gesellschaft unter gewaltigen Druck gekommen ist. Es soll hier also um die psychischen und sozialen Überforderungen der deutschen Gesellschaft und eines sehr großen Teils ihrer Mitglieder gehen.


Zugleich will das Buch eine Bilanz von 12 „Merkel-Jahren” sein, an der sich in den weiteren vier Jahren wenig ändern wird, kaum jedenfalls zum Besseren. Ich nenne sie mal die „Merkel-Jahre”, weil von der SPD als dem Koalitionspartner über acht Jahre wenig in Erinnerung bleiben wird, ausser einem faulen Kompromiss mit einem viel zu tief angesetzten und dann unzureichend überwachten Mindestlohn, den Merkel wahrscheinlich nun für die Asylanten aussetzen und damit weiter untergraben wird. Merkel hat nach Bekanntgabe des offiziellen Wahlergebnisses erklärt: „Ich sehe nicht, was wir anders machen sollten” und behauptete sogar, sie freue sich über das Ergebnis. Dabei hat ihre eigene Partei nur noch ganze 23,9 % aller Wahlberechtigten außerhalb Bayerns für sich gewinnen können. Daran gemessen erreichte der Protest aus Nichtwählern und AfD-Wählern zusammen 36,3 % aller Wahlberechtigten. Hier zeigte sich also einmal mehr die Arroganz der Macht. Auch das war ein starker Antrieb für dieses Buch.


Die hochgesetzen Ziffern im Text verweisen auf die im Anhang enthaltenen Grafiken.


Bangor, im Oktober 2017




1. Ein für W-Europa vergleichsweise armes Land


Amtliche Stellen und die meisten Medien signalisieren den Deutschen immer wieder und besonders in Vorwahlzeiten einen ständig steigenden Wohlstand mit entsprechendem Wohlbefinden. So hieß es in Merkels Wahlprogramm ganz unbescheiden: „Deutschland ist ein liebens- und lebenswertes Land, in dem man gut wohnen, arbeiten und leben kann: Der großen Mehrheit unserer Bürgerinnen und Bürger ging es noch nie so gut wie heute.”


Deutschland wird zum „Wohlfühlland” aufgebauscht. Die Bundesbank meldete im Juli 2017, das Geldvermögen der privaten Haushalte sei auf einen neuen Rekordwert gestiegen, und die „Frankfurter Allgemeine” übersetzt das mit: „Die deutschen Haushalte sind in der Summe so reich wie nie”. Die Merkel-nahe Bertelsmann-Stiftung verkündete vor wenigen Monaten auf der Basis einer eigenen Studie zur Regierungsführung in den entwickelten Industrieländern: „Kaum ein anderer Industriestaat hat sich mit Blick auf die eigene Zukunftsfähigkeit in den vergangenen zehn Jahren so positiv entwickelt”. Daraus macht dann prompt die „WELT”: „Das allgemeine Klagen und Schimpfen mag darüber hinwegtäuschen. Aber: Deutschland ging es noch nie so gut wie heute.”


In der Tat ist für die Selbsteinschätzung der Deutschen der Vergleich mit dem Wohlstand anderer Länder in Westeuropa wichtig. Gemeinhin messen Volkswirte und Regierungen den Wohlstand eines Landes an seiner Wirtschaftskraft pro Einwohner. Deutschland kommt dann in W-Europa bei Berücksichtigung der Kaufkraft auf den zehnten Platz von insgesamt zwanzig, also gerademal eine Mittelposition. Doch das ist Erbsenzählerei, die sehr wenig bringt. Schon die Berechnung des Bruttosozialprodukts als Ausdruck der Wirtschaftskraft ist vielen Zweifeln ausgesetzt, da z.B. die Reparatur von Umweltschäden oder – derzeit in Deutschland besonders relevant – die Versorgung von Zuwanderern in Millionenstärke als positive Wirtschaftsleistung gerechnet wird, selbst wenn sie das Land ärmer macht.


Ein grosser Teil der deutschen Wirtschaftsleistung wird zudem exportiert, wobei die Gegenleistung in Finanzanlagen oder Kreditforderungen gegen das Ausland sehr oft abgeschrieben werden muss, wie die gigantischen Saldoforderungen der Bundesbank (Target2) aus Exporten in die Eurozone von rund 800 Mrd. Euro, die kaum jemals zurückgeführt werden dürften.


Schliesslich hat bei einer besonders starken Einkommenskonzentration auf einen kleinen Teil der Bevölkerung, wie in Deutschland (siehe Kapitel 4), die Masse seiner Einwohner einen entsprechend eingeschränkten Wohlstand. Und ausserdem wird der Wohlstand nicht nur von dem oft instabilen Einkommen oder der schwankenden Wirtschaftsleistung bestimmt, sondern eher noch stärker von dem langfristig angesammelten Vermögen. Ein Land mit hohem Gesamtvermögen, kann sich über ein gerechteres Steuersystem durchaus selbst finanzieren, statt die Solidarität anderer Regierungen einzufordern, wie es seit Jahren immer wieder seitens der Euro-Krisenländer und neuerdings sogar Frankreichs an die deutsche Adresse geschieht (siehe Kapitel 2).


Wir wissen ziemlich aktuell aus der von der Europäischen Zentralbank vorgenommenen Erhebung zu Finanzen und Konsum der privaten Haushalte, wie sich die Vermögen in der Eurozone vergleichen. Nach den zuletzt im Dezember 2016 veröffentlichten Daten liegt das mittlere Vermögen der privaten deutschen Haushalte auf dem letzten Platz am unteren Ende der Eurozone1. Das mittlere Vermögen ist ein guter Vergleichsmaßstab, weil es die Mitte zwischen dem oberen und dem unteren Teil der Vermögen beschreibt. Schaut man nur auf das mittlere Geldvermögen, so kommt Deutschland im weltweiten Vergleich nicht einmal unter die ersten 20 Länder, obwohl darunter 11 westeuropäische sind. Und beim Netto-Geldvermögen pro Kopf reicht es gerade einmal zum 18. Platz unter insgesamt 202.


Ein weiteres gutes Kriterium für den allgemeinen Wohlstand ist Wohneigentum, zumal es ein guter Puffer gegen die oft befürchtete Altersarmut sein kann. Doch nur 44 % der deutschen Haushalte kann eine Wohnung sein eigen nennen, der niedrigste Anteil in der Eurozone. Ebenso wichtig für die Wohlstandsbestimmung ist nicht so sehr, ob die Menschen Arbeit haben, sondern ob sie von ihrer Arbeit ohne Armut leben können. Auch in dieser Hinsicht hängt Deutschland mit einem wuchernden Niedriglohnsektor nach unten durch. Nach den derzeitigen Euro-Krisenländern Spanien und Italien hat Deutschland den höchsten Anteil von trotz Arbeit Armen3.


Angesichts der erheblichen Alterung der europäischen Gesellschaften und insbesondere der deutschen ist die Höhe der Renten gemessen am letzten Brutto-Arbeitseinkommen ein weiterer Faktor, der Licht auf das Wohlstandsniveau wirft. Nach Modell-Rechnungen der OECD hat Deutschland in W-Europa eines der niedrigsten Rentenniveaus, nur noch von Irland und Grossbritannien unterboten4
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Noch vier Jahre Merkel: Von
einem Land, in dem viel zu
viele nicht gut leben kdnnen





